
     ECONWATCH-Policy Brief       Jan. 2026 

 

 

 

Policy 
Brief 

1 26 
Januar 2026 

www.econwatch.org 
info@econwatch.org 

 

Öffentliche Finanzen KERNAUSSAGEN 
Mehr Wettbewerbsföderalismus wagen!  
Susanne Cassel, Tobias Kohlstruck 

 

Politikanalyse: 
 Wettbewerblicher Föderalismus führt zu 

Machtbegrenzung, demokratischer Nähe 
sowie Lern- und Innovationschancen. 

 In Deutschland sind föderale Zuständig-
keits-, Umsetzungs- und Finanzierungs-
strukturen stark verflochten. 

 Der deutsche kooperative Föderalismus 
erweist sich zunehmend als Reform-
bremse. 
 

Politikempfehlungen: 
 Föderalen Wettbewerb stärken. 
 Mehr Steuerautonomie für die Länder. 
 Auskömmliche, unbürokratische Finan-

zierung der Kommunen. 
 Durchsetzungskraft der kommunalen Fi-

nanzaufsicht stärken. 
 

 
Das deutsche föderale System erweist sich 
zunehmend als Reformbremse. Eine struk-
turelle Ursache der mangelnden staatlichen 
Handlungsfähigkeit liegt in einem Mehrebe-
nensystem, dessen Zuständigkeits-, Umset-
zungs- und Finanzierungsstrukturen immer 
stärker verflochten wurden. Diese künstli-
che Komplexität erschwert klare Verant-
wortungszuordnung, erzeugt systemische 
Reformträgheit und begrenzt die Fähigkeit 
des Staates, zentrale Aufgaben effizient und 
wirksam zu erfüllen. Kurz: Deutschland be-
findet sich in einer Politikverflechtungsfalle, 
in der kollektive Verantwortungslosigkeit zu 
Erstarrung führt. Die wesentlichen Vorteile 
des Föderalismus – Machtbegrenzung, de-
mokratische Nähe sowie Lern- und Innova-
tionschancen durch institutionellen Wettbe-
werb – können so nicht zum Tragen kom-
men. Eine systematische Neujustierung hin 
zu einem stärker wettbewerblichen Födera-
lismus tut daher Not. 
 

Die Kritik am deutschen Föderalismus ist 
nicht neu. Seit den 1960er Jahren wird das 
Spannungsverhältnis zwischen geteilter Ent-
scheidungsfindung und mangelnder politi-
scher Rechenschaft mit Begriffen wie „orga-
nisierte Unverantwortlichkeit“, „Politikver-
flechtungsfalle“ und „Veto-Diktatur“ auf den 
Punkt gebracht. Im kooperativen deutschen 
Föderalismus, der durch Gemeinschaftsauf-
gaben, umfangreiche Zustimmungserforder-
nisse des Bundesrates, einen starken Bund-
Länder-Steuerverbund und einen wachsen-
den Einfluss der EU geprägt ist, können we-
sentliche staatliche Aufgaben nur noch ge-
meinsam gelöst werden. Dies schafft zwar 
Mitspracherechte für die Länder, schränkt 
jedoch die Handlungsfähigkeit einzelner Län-
der und des Bundes ein. Zu viele Akteure 
wirken an Entscheidungen mit, so dass am 
Ende oft unklar ist, wer für das Ergebnis ver-
antwortlich ist. Systemische Trägheit und In-
transparenz sind die Folge. Im Falle unpopu-
lärer Entscheidungen mag eine solche Ver-
antwortungsdiffusion im Interesse politi-
scher Entscheidungsträger liegen. Durch-
schauen Bürgerinnen und Bürger jedoch 
nicht mehr, wer wofür verantwortlich ist, 

 
untergräbt dies das Vertrauen in die Demo-
kratie.  
 

Die föderale Verflechtung führt insbeson-
dere zu Problemen im Verwaltungsvollzug. 
So überlagern sich etwa in der Asyl- und So-
zialpolitik die Zuständigkeiten verschiedener 
Ebenen und Behörden, was zu Doppelstruk-
turen, Verzögerungen und erheblichem Ko-
ordinationsaufwand führt. Dies wird durch 
die unterschiedliche kommunale Leistungs-
fähigkeit verschärft: Während große Städte 
über professionelle Verwaltungsstrukturen 
verfügen, arbeiten viele Kleinstgemeinden 
mit wenigen ehrenamtlichen Mitarbeitern. 
Gebietsreformen stoßen auf politischen Wi-
derstand und können Nebenwirkungen ha-
ben. Deshalb werden alternative Ansätze 
wie interkommunale Kooperation oder 
Bündelung und Digitalisierung von Back-
Office-Prozessen zunehmend relevanter. 
 

Auf der Einnahmenseite zeigt sich eine aus-
geprägte Asymmetrie zwischen Verantwor-
tung und Autonomie. Die Länder tragen 
zwar erhebliche Ausgaben- und Vollzugsver-
antwortung, können ihre Einnahmen aber 
kaum selbst beeinflussen. Die Grunder-
werbsteuer als einzige echte Landessteuer 
schafft Lock-in-Effekte, mindert Mobilität 
und setzt im Finanzausgleich Fehlanreize. 
Gleichzeitig sind die Anteile der Länder an 
den Einnahmen der Gemeinschaftsteuern, 
vor allem der Umsatzsteuer, in den vergan-
genen Jahrzehnten stark gestiegen.  
 

Auch die Kommunen haben mit strukturel-
len Problemen des föderalen Systems zu 
kämpfen. Ein großer Teil ihrer Investitionen 
wird über zweckgebundene Förderpro-
gramme finanziert, die mit aufwändigen An-
trags- und Berichtspflichten verbunden sind. 
Das Sondervermögen „Infrastruktur und 
Klimaneutralität“ zeigt exemplarisch, wie 
Bundesmittel letztlich über die Länderhaus-
halte in kleinteiligen Förderlogiken gebun-
den werden. Dies erzeugt Bürokratie, stärkt 
Beratungsindustrien und macht politische 
Selektivität wahrscheinlicher. Zudem wird 
die kommunale Selbstverwaltung untergra-
ben, da eine eigenständige Prioritätenset-
zung erschwert wird. Die wichtigste kom-
munale Steuer, die Gewerbesteuer, ist als 
Einnahmebasis nur bedingt geeignet, da sie 
stark konjunkturabhängig ist. Der Struktur-
wandel verschärft die Ungleichheit zwischen 
den Kommunen und erschwert eine langfris-
tige Planung zusätzlich. Gleichzeitig kommen 
die Länder ihrer Verantwortung für die 
Kommunen nicht immer ausreichend nach. 
Viele Städte sind daher strukturell unterfi-
nanziert. Kommunale Entschuldungspro-
gramme wie sie wiederholt durchgeführt  

 
 

wurden, um Kommunen von ihren hohen 
Kassenkrediten zu entlasten, bieten keine 
strukturelle Lösung für die finanzielle Lage 
der Kommunen. Sie erhöhen im Gegenteil 
die Erwartung staatlicher Rettung. Die man-
gelnde Durchsetzung kommunaler Finanzie-
rungsregeln und strukturelle Finanzierungs-
probleme führen dazu, dass Kommunen im-
mer wieder in Schieflage geraten.        
 

 

Um den Föderalismus vom Kopf auf die 
Füße zu stellen, bedarf es erstens einer Stär-
kung der fiskalischen Äquivalenz, insbeson-
dere durch mehr Steuerautonomie der Län-
der, etwa in Form von Zuschlags- und Ab-
schlagsrechten auf breite Gemeinschaftsteu-
ern. Zweitens sollten Förderprogramme zu-
gunsten verlässlicher, pauschaler Regelfinan-
zierungen zurückgedrängt werden, um die 
Planungssicherheit der Kommunen zu erhö-
hen und Bürokratie abzubauen. Drittens 
müssen Haftung und Aufsicht konsistent ge-
staltet werden. Eine Entschuldung sollte nur 
gegen verbindliche Konsolidierungsauflagen 
und eine wirksame Finanzaufsicht erfolgen. 
Viertens braucht es mehr föderalen Wett-
bewerb durch institutionelle Experimentier-
räume, eine klare Verantwortungszuord-
nung und Transparenz über Finanzströme. 
Nur wenn Entscheidung, Finanzierung und 
Haftung wieder zusammenfallen, lässt sich 
kollektive Verantwortungslosigkeit über-
winden und Vertrauen in den Staat stärken. 

Dieser Policy Brief entstand auf Grundlage 
des ECONWATCH-Meetings „Föderalis-
mus in Deutschland: Kollektive Verant-
wortungslosigkeit?” mit Prof. Dr. Désirée 
I. Christofzik (Deutsche Universität für 
Verwaltungswissenschaften Speyer) 
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Helfen Sie mit! 
 

Um den ECONWATCH-Policy Brief an-
bieten zu können, in dem Sie verständli-
che und wissenschaftlich fundierte Infor-
mationen über wirtschaftspolitische Zu-
sammenhänge und Reformmöglichkeiten 
erhalten, ist ECONWATCH als gemein-
nützige und unabhängige Organisation auf 
Mitgliedsbeiträge und Spenden angewie-
sen. Informationen hierzu erhalten Sie auf:  
 

www.econwatch.org 


